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Wien. Mit 'help.gv.at'
(www.help.gv.at) hat sich
ein Informations-, Kommu-
nikations- und Transakti-
onsportal der öffentlichen
Verwaltung mit so großem
Erfolg bewährt, wie es bei
seiner Geburt im Jahr 1997
noch niemand für möglich
gehalten hätte.

‚Help‘, ursprünglich ein
Wegweiser durch Öster-
reichs Behörden, Ämter
und Institutionen, der die
Abwicklung von Amtswe-
gen zu unterschiedlichen
Lebenssituationen erleich-
tert, ist heute die behörden-
übergreifende Plattform in
Österreich. ‚Help‘ ist rund
um die Uhr geöffnet und
bietet nicht nur Informatio-
nen zu mittlerweile rund
160 Lebenssituationen, son-
dern eröffnet den Benut-
zern auch die Möglichkeit
den gesamten Behördenweg
per Mausklick abzuwickeln.
Die erfolgreiche Zusam-
menarbeit mit Bund, Län-
dern und Gemeinden garan-
tiert höchstmögliche Quali-
tät der über ‚Help‘ angebo-
tenen Inhalte.

Der Prototyp von ‚Help‘
wurde 1997 durch das Bun-
desministerium für Finan-
zen (www.bmf.gv.at) und
die net-value (www.net-va-
lue.com) entwickelt. Mit
1. Mai 2003 ging die inhalt-
liche Zuständigkeit für
help.gv.at ins Bundeskanz-
leramt (BKA) über. Seit
1. September 2006 ist das
HELP-Team ein Teil des Be-
reichs „IKT-Strategie des
Bundes“. Für die technische
Umsetzung ist die Bundes-
rechenzentrum GmbH
(BRZ) verantwortlich.

Bürgerfreundlichkeit
Bürger sind an einer einfa-
chen und raschen Erledi-
gung ihrer Behördenwege
interessiert. Informationen
müssen daher einfach und
verständlich gehalten sein
und weitgehend auf den oft
umständlichen Verwal-
tungsjargon verzichten. Da-
her wird das Hauptaugen-
merk auf möglichst bürger-
freundliche und leicht ver-
ständliche Sprache sowie
klar strukturierte Inhalte
gelegt. Durch die behörden-
übergreifende Gesamtdar-
stellung jedes Themas wird
HELP zum One-Stop-Shop.
Die Qualität der Informatio-
nen wird durch enge Zu-
sammenarbeit mit den ein-
zelnen Ministerien garan-
tiert.

‚Help‘ ist nicht nur ein
Bürger-, sondern auch ein
Wirtschaftsportal (Auswahl
von „Wirtschaft“ auf
www.help.gv.at oder direkt
über www.help-busi-
ness.gv.at). Dieser Bereich
entstand in enger Zusam-
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■ Maestro-Karten und
e-Cards haben
Bürgerkartenfunktion.
■ ‚Help‘ auch in
Braille-Schrift.

Von Harald Müller

menarbeit mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft
und Arbeit, der Wirtschafts-
kammer Österreich und der
Industriellenvereinigung
und ging im Jänner 2001
ins Netz. Von der Betriebs-
gründung bis zur Gewerbe-
anmeldung werden dort alle
notwendigen Amtswege
speziell für Unternehmern
detailliert beschrieben.

Ein speziell für die Inte-
ressen und Bedürfnisse jun-
ger Menschen geschaffener
Bereich (Auswahl „Jugendli-
che“) wurde erst kürzlich
frei geschalten. Die Texte
sind speziell für die neue
Zielgruppe aufbereitet. So
werden die jungen Leser
beispielsweise mit „du“ an-
gesprochen. Innerhalb der
einzelnen Themen gibt es
viele interessante und hilf-
reiche Linktipps zu Websi-
tes, Foren und Foldern, die
ebenfalls Inhalte speziell
für junge Menschen bieten.
Jugendliche, aber auch Er-
wachsene finden momentan
Informationen zu den Kate-
gorien Arbeit, Ausbildung,
Freizeit, Mobilität, Rechte
und Demokratie. Eine Be-
sonderheit in diesem Be-
reich ist auch die neu ge-
schaffene Mitgestaltungs-
möglichkeit. Auf www.ju-
gend2help.gv.at ist mit wis-
senschaftlicher Beratung
ein Online-Beteiligungsver-
fahren (E-Participation-Pro-
jekt) aufgesetzt worden. Im
mehreren Phasen werden
die Wünsche der Jugendli-
chen erhoben, bewertet, ab-
gestimmt und schließlich
ab März 2008 umgesetzt.

'Help für Foreign Citi-
zens' bietet die wichtigsten
Informationen in englischer
Sprache.

Seit Herbst 2007 haben
österreichische Gemeinden
darüber hinaus die Möglich-
keit erhalten, Inhalte zu Le-
benssituationen und Ver-
fahrensabläufen (z.B. Hei-
rat) kostenlos und ohne gro-
ßen Aufwand in ihren Inter-
netauftritt zu integrieren.
Diese Content-Syndizierung
trägt dazu bei, den Durch-

dringungsgrad von ‚Help‘
noch weiter zu erhöhen und
auch jenen, deren erste An-
laufstelle für Informations-
beschaffung die Gemeinde-
Website ist, die qualitativen
Inhalte von ‚Help‘ anzubie-
ten.

‚Help‘ versteht sich von
Anfang an nicht als bloße
Informations-, sondern als
Service- und Kommunikati-
onsplattform. Mit den zu-
sätzlichen Foren 'Fragen
und Anregungen' können
sich Ratsuchende direkt an
‚Help‘ wenden, um für indi-
viduelle Probleme kompe-
tente Hilfe zu erhalten.
Durch den Direktkontakt
ergibt sich ein Mehrwert
nicht nur für den Bürger,
sondern auch für das Re-
daktionsteam, das die Bür-
geranfragen wiederum als
Indikator für den Ausbau
bestehender und die Erstel-
lung neuer Lebenssituatio-
nen heranzieht. Ungefähr
1000 Anfragen pro Monat
langen auf diesem Weg ein
und werden von Experten
beantwortet.

Wachsende Zugriffsraten
Die Akzeptanz von ‚Help‘
zeigt sich in einer rasch an-
wachsenden Zahl von Zu-
griffen und einer steten Zu-
nahme von Bürgeranfragen.

Waren es im Jahre 2004
durchschnittlich 250.000
User so waren es 2006 be-
reits über 300.000 User, die
insgesamt mehr als zwei
Millionen Informationssei-
ten pro Monat abgerufen
haben.

‚Help‘ ist zunehmend
auch ein Transaktionspor-
tal. Österreich weist mit ei-
ner starken Internetdurch-
dringung und einem brei-
ten Zugang optimale Vo-
raussetzungen für einen
Übergang zu elektroni-
schen Abwicklungen von
Amtswegen auf.

Ab 2001 wurde der Aus-
bau der Online-Amtswege
und die Ausweitung des
Formularangebotes in HELP
forciert. 'Amtsweg-Online/
Formulare' bietet nunmehr

rund 1200 Formulare in un-
terschiedlichen Formaten,
wovon 360 als Online-For-
mulare zur Verfügung ste-
hen.

Dass es auch den interna-
tionalen Vergleich nicht
scheuen muss, hat das Bür-
gerportal bereits im Jahr
2003 eindeutig bewiesen.

Mehrfach preisgekrönt
Im Rahmen der E-Govern-
ment-Konferenz 2003 wur-
de ‚Help‘ unter 185 Bewer-
bern mit dem e-Europe-
Award in der Kategorie: „A
better life for European Citi-
zens“ ausgezeichnet. ‚Help‘
konnte dabei besonders
durch den Bund, Länder
und Gemeinden übergrei-
fenden Ansatz und die aus-
geprägte Bürger-Orientie-
rung im Transaktionsbe-
reich (Foren, Amtsweg-On-
line) sowie durch das be-
reits vorhandene und ge-
plante fremdsprachige An-
gebot überzeugen. Bereits
Anfang Juni hatte der Amts-
helfer den Justitia Award
2003 für die beste Website
mit juristischem Inhalt er-
halten. Weiters wurde
‚Help‘ 2003 auch mit dem
e-Media Award 2003 als
beste Webseite Österreichs
in der Kategorie „Informati-
on“ ausgezeichnet.

Auch die erfolgreichen
Bemühungen, die Zugäng-
lichkeit und Barrierefreiheit
von ‚Help‘ zu optimieren
und einen Webauftritt mit
höchstmöglicher Zugäng-
lichkeit (Triple-A-Konformi-
tät nach WCAG) anzubie-
ten, wurden prämiert. Im
Dezember 2006 wurde
‚Help‘ mit dem „Biene“-
Award, der für die besten
deutschsprachigen barriere-
freien Internetseiten verge-
ben wird, ausgezeichnet.

Heuer wurde ‚Help‘ mit
dem Amtsmanager 2007
(2. Hauptpreis) ausgezeich-
net (siehe auch Seite 11).

Die Bürgerservice-Platt-
form trägt auch maßgeblich
zu den Erfolgen der öster-
reichischen E-Government-
Strategie auf europäischer

Ebene bei. Zum zweiten
Mal in Folge hat Österreich
2007 den ersten Platz im
Benchmark der Basisdiens-
te im E-Government er-
reicht und ist somit erneut
Europameister im E-Go-
vernment (siehe
http://help.gv.at/Con-
tent.Node/281/Sei-
te.2811015.html).

Dazu wurden am 1. März
2004 mit dem neuen E-Go-
vernment-Gesetz die geeig-
neten rechtlichen Rahmen-
bedingungen für die Umset-
zung von nachhaltigen
E-Government-Maßnahmen
geschaffen.

Dabei wurde auch der
Einsatz der elektronischen
Signatur gesetzlich gere-
gelt. ‚Help‘ hat die Entwick-
lungen auf dem Gebiet der
sicheren Abwicklung von
Amtswegen mittels elektro-
nischer Signatur schon früh
erkannt und bietet bereits
mehrere Verfahren  – wie
etwa den Antrag auf Aus-
stellung einer Geburtsur-
kunde oder die Gewerbean-
meldung – an, die mit Bür-
gerkarte erledigt werden
können. Dabei ist es dem
User überlassen ob er lieber
mit Chipkarte oder mit
Handy (Mobiltelefon mit
Verwaltungssignatur) sig-
niert, da beide Möglichkei-
ten zur Signatur in den ent-
sprechenden Verfahren im-
plementiert wurden.

Um Einstiegshürden in
eine durchaus komplexe
Materie zu überwinden,
werden auf ‚Help‘ sowohl
Informationen zur elektro-
nischen Signatur angebo-
ten, als auch ein Demo-For-
mular zur Verfügung ge-
stellt, welches das Testen
ohne Folgen erlaubt.

Bankomatkarten (Maes-
trokarten) sind mit einer
schlummernden Bürgerkar-
tenfunktion ausgerüstet, die
bei Bedarf von dem Besitzer
aktiviert werden kann.
Österreich, das schon im
Jahr 2000 Vorreiter in Sa-
chen Signaturgesetz war, ist
damit das erste Land, das
die Signaturfunktion mit

der Bankkarte vereinigt.
Auch die e-Card ist bereits
mit der Bürgerkartenfunkti-
on ausgestattet.

Ein weiterer wesentlicher
Bestandteil einer moder-
nen, serviceorientierten
Verwaltung sind elektroni-
sche Zahlungsformen sowie
die elektronische Zustel-
lung von Dokumenten. Da-
durch können Medienbrü-
che vermieden werden, die
Zeit der Erledigung von An-
trägen verkürzt sich und
Bürger können Amtswege
ortsunabhängig und rund
um die Uhr erledigen. Als
Beispiel einer bereits reali-
sierten durchgängigen elek-
tronischen Abwicklung ist
hier die Meldebestätigung
zu nennen. Der Antrag auf
Ausstellung der Meldebe-
stätigung wird über ‚Help‘
aufgerufen. Nach Signieren
mittels Bürgerkarte kann
die Gebühr online bezahlt
und für die Zustellung des
Dokumentes der elektroni-
sche behördliche Zustellser-
vice genutzt werden.

‚Help‘ als zentrale
Schnittstelle zwischen dem
Bürger und der Verwaltung
und als Drehscheibe für die
Abwicklung des elektroni-
schen Amtsweges wird
auch in Zukunft die Heraus-
forderungen des E-Govern-
ment wahrnehmen.

Bei der Neugestaltung
von www.help.gv.at im
Sommer 2005 und dem Rel-
aunch Ende 2006 wurden
besonders darauf geachtet,
die Benutzbarkeit zu erhö-
hen und den Zugang mög-
lichst barrierefrei zu gestal-
ten. Die neu eingeführte
Pfad-Navigation (“Sie sind
hier...“) auf jeder Seite bie-
tet eine zusätzliche Orien-
tierungshilfe. Die Start- und
Hilfeseiten sowie ausge-
wählte Themen wurden um
Gebärdenvideos ergänzt.
Diese Videos wurden vom
Zentrum für Gebärdenspra-
che der Alpen-Adria-Univer-
sität Klagenfurt erstellt. Ge-
räteunabhängige Bedie-
nung: www.help.gv.at kann
per Maus, per Tastatur oder
mit alternativen Eingabege-
räten (z.B. Braillezeilen für
Blinde und Sehschwache)
bedient werden.

Der Grad der Barriere-
freiheit jeder Seite ist klar
ersichtlich. „AAA“ stellt die
höchstmögliche Konformi-
tät mit den Web Content
Accessibility Guidelines
(WCAG) dar. ■

Die Startseite der behördenübergreifenden Plattform für Information, Service und Kommunikation. Foto: internet

Mag. Harald Müller leitet
die ‚Help‘-Plattform im
Bundeskanzleramt. ■

■ Zum Autor
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Linz. Unsere Zeit ist ge-
prägt von Veränderungen
in der Arbeitswelt, großer
Vielfalt und Differenzierung
in den Wertesystemen, der
Globalisierung und neuen
Technologien. Damit die
Verwaltung weiterhin er-
folgreich mitgestalten und
verschiedene Interessen
ausgleichen kann, muss
diese die gesellschaftlichen
Änderungen berücksichti-
gen.

Seit über 15 Jahren läuft
in Oberösterreich ein Ver-
waltungsentwicklungspro-
zess mit vielen Reformpro-
jekten und Veränderungs-
baustellen und einem ein-
deutigen Reformziel: ein
wirkungs- und bürgerorien-
tiertes Land OÖ – ein
Dienstleistungsunterneh-
men als lernende Verwal-
tung.

Reformen seit der 90er
Eine gravierende Reformaß-
nahme startete 1994 mit
der Durchführung einer
Aufgabenreform. Bereits in
diesem Projekt und bei Auf-
bau des Controllings zeig-
ten sich aufbauorganisatori-
sche Schwachstellen, wes-
halb 1997 eine Ist-Stand-Er-
hebung zur bestehenden
aufbauorganisatorischen
Struktur beauftragt wurde.
In einer verwaltungsinter-
nen Projektgruppe wurde
deswegen im Jahre
1999/2000 ein Vorschlag
zur Neustrukturierung des
Amtes der oberösterrei-
chischen Landesregierung
erarbeitet. Parallel dazu
wurde an der Entwicklung
eines Konzepts für eine wir-
kungsorientierte Verwal-
tung (WOV) mit internen
und externen Experten ge-
arbeitet. Im März 2003 wur-
de als gemeinsames Dach
für alle Verwaltungsent-
wicklungsmaßnahmen das
Unternehmens- und Ma-
nagementkonzept für eine
wirkungsorientierte Ver-
waltungsführung WOV
2015 einstimmig in der Oö.
Landesregierung verab-
schiedet.

Das Management- und
Unternehmenskonzept
WOV 2015 ist das Grundge-
rüst und der Rahmen für
die Verwaltungsentwick-
lung in Oberösterreich. Es
ist das bewusste Bekennt-
nis der oö. Landesverwal-
tung zum Modell der Wir-
kungsorientierung und ist
das gemeinsame Dach und
die Bündelung aller bisheri-
gen und künftigen Reform-
und Entwicklungsschritte.

WOV 2015 beschreibt das
Bild der Verwaltung der Zu-
kunft in Oberösterreich und
damit die weitere Entwick-
lungsrichtung. An erster
Stelle steht dabei die Wirk-
samkeit.

Neue Amtsorganisation ob der Enns
Beim Amt der oberösterreichischen Landesregierung sind die Einheiten in Hinkunft strategisch angelegt

■ Ab 2008 decken
Abteilungen ganze
Lebensbereiche ab.
■ Flache Hierarchien.

Von Daniela König
und Eduard Pesendorfer

Die Menschen in Ober-
österreich, die politische
Ebene sowie die Mitarbeiter
sollen klar sehen, wozu die
Landesverwaltung da ist
und was sie an Wirkungen
erreicht.

Im Entwicklungsfeld Op-
timierung von Abläufen
und Strukturen des WOV
2015 Konzeptes ist die Idee
der neuen Amtsorganisati-
on bereits im Leitsatz fest-
gehalten: „Unsere Aufbau-
organisation wird immer
flexibler. Wir streben eine
Aufbauorganisation an, die
Lebensbereiche so abbildet,
dass auf dieser Ebene eine
strategische Planung und
Ausrichtung möglich ist
und eine hohe fachliche In-
tegration der Leistungen
und Prozesse besteht. Auf
dieser Ebene streben wir
auch die Zusammenfüh-
rung der Ergebnis- und Res-
sourcenverantwortung an.“

Neue Amtsorganisation
Im Rahmen der Ist-Stand-
Erhebung 1997 zur Aufbau-
organisation stellte sich die
Struktur des Amtes der
oberösterreichischen Lan-
desregierung in Zahlen fol-
gendermaßen dar: Vier Ab-
teilungsgruppen umfassten
insgesamt 38 Abteilungen,
23 Unterabteilungen sowie
zwei abteilungsgleiche Or-
ganisationseinheiten und
88 nachgeordnete Organisa-
tionseinheiten (ohne Stra-
ßenmeistereien).

Die unterschiedliche Tie-
fengliederung und damit
verbunden lange Entschei-
dungswege und unflexible
Strukturen, fehlende Krite-
rien für die Einrichtung von
Organisationseinheiten und
dadurch unsachgemäße in-
homogene Strukturen mit
unterschiedlichster Größe
waren einige der aufgezeig-
ten Problemfelder. Die Füh-
rungsspanne des Landes-
amtsdirektors lag damals
bei 26 Personen – und da-
mit weit über der idealen

Spanne von vier bis 14 Per-
sonen. Für die Implementie-
rung einer WOV sind klare
Verantwortlichkeiten und
Zielvereinbarungsstruktu-
ren aber eine der wichtigs-
ten Voraussetzung.

Die neue oberösterrei-
chische Amtsorganisation
lässt sich in vier Kernaussa-
gen zusammenfassen:

●   Die Organisation soll
sich an Lebensbereiche
(strategische Geschäftsfel-
der) orientieren. Die hohe
Aufgabenzersplitterung und
Arbeitsteiligkeit in der Leis-
tungserstellung erschwert
eine ganzheitliche Betrach-
tung und damit auch die
Zielerreichung. Durch die
unterschiedlichen Zustän-
digkeiten in verschiedenen
Organisationseinheiten
wurden zum Teil widerspre-
chende oder unabgestimm-
te Leistungen erbracht. Der
Abbildung von Lebensberei-
chen kommt also eine zen-
trale Stellung zu. Wenn
Wirkungen bewusst erzeugt
werden sollen, muss durch
sinnvoll zusammengehö-
rende Lebensbereiche eine
einheitliche Zielsetzung
und Leistungserstellung,
strategische und operative
Planung und Steuerung er-
möglicht werden.

●  Eine Identitätsstif-
tung durch den Lebensbe-
reich hat Vorrang vor einer
mechanistischen Organisa-
tionsgestaltung. Zwar wä-
ren bei einer mechanisti-
schen Organisationsgestal-
tung überall ideale Füh-
rungsspannen realisiert. Da
die öffentliche Verwaltung
ihre Leistungen aber in un-
terschiedlichstem Ausmaß
und dadurch mit verschie-
dener Leistungstiefe zu er-
stellen hat, muss die Identi-
tätsstiftung als Gestaltungs-
kriterium vor einheitlichen
Größenordnungen gesehen
werden.

●  Eine neue Struktur
hat die Steuerung der Orga-
nisationseinheiten und der

Landesverwaltung zu unter-
stützen. Die neue Aufbau-
struktur muss die Zusam-
menführung von Ergebnis-
und Ressourcenverantwor-
tung unterstützen und die-
ser Entwicklung Rechnung
tragen.

●  In den Abteilungen
und Direktionen sind flache
Hierarchien vorzusehen.
Durch die zum Teil sehr tie-
fen hierarchischen Gliede-
rungen war die Aufbauorga-
nisation weder wirtschaft-
lich noch flexibel. Die neue
Struktur soll durch ver-
nünftige (breitere) Füh-
rungsspannen im Wesentli-
chen auch eine wirtschaftli-
che Aufbauorganisation ge-
währleisten.

Ab 2008 formell in Kraft
Die neue Amtsorganisation
tritt durch die Verordnung
des Landeshauptmannes
zur Geschäftseinteilung des
Amtes der oberösterrei-
chischen Landesregierung
am 1. Jänner 2008 formell
in Kraft. Es werden damit
die zusammengehörenden
Aufgaben- und Fachberei-
che in elf Direktionen zu-
sammengefasst. In vier
Querschnittsdirektionen
sind die Steuerungs- und
Supportaufgaben angesie-
delt. Die Fachaufgaben sind
in sieben Fachdirektionen
abgebildet. Die weitere Un-
tergliederung der Direktio-
nen in Abteilungen und
sonstige fachliche Bereiche
entspricht dabei ihren Auf-
gaben und -tiefen.

Eine Gegenüberstellung
der Amtsorganisationen im
Jahr 2008 und im Jahr 1997
(in Klammer) zeigt die
Sinnhaftigkeit der neuen
Aufbauorganisation:

* Fünf (statt vier) Abtei-
lungsgruppen

* 32 (statt 38) Abteilun-
gen

* keine Unterabteilungen
mehr (statt ehemals 23)

* und nur 56 (statt 88)
nachgeordnete Organisati-

onseinheiten (jeweils ohne
Straßenmeistereien).

Die wesentlichste Ände-
rung des Direktionsmodells
ist – neben der organisato-
rischen Zusammenführung
von Rechts- und Fachberei-
chen und der Reduktion
von eingerichteten Organi-
sationseinheiten – die
Schaffung einer Direktions-
funktion.

Direktor als Stratege
Der Direktor ist für das
strategische Geschäftsfeld
verantwortlich und damit
auch für das Entwickeln
von abgestimmten Strate-
gien im Lebensbereich. In
der Direktion für Umwelt
und Wasserwirtschaft muss
es künftig etwa wesentlich
besser gelingen die Um-
weltthemen unter Berück-
sichtigung sämtlicher Um-
weltmedien (Wasser, Bo-
den, Luft) gemeinsam zu
betrachten und in einen Ge-
samtzusammenhang zu
bringen. Dadurch ist es
möglich, konkrete abge-
stimmte Schwerpunkte und
Ziele (Bündelung der Maß-
nahmen) mittel- und lang-
fristig zu planen und zu

steuern. Der Ausgleich zwi-
schen öffentlichen und indi-
viduellen Interessen bei
Umweltthemen, die Umset-
zung von landesweiten Qua-
litätsstandards und eine
einheitliche Entscheidungs-
linie wird dadurch erleich-
tert.

Lange Vorbereitung
Alleine der Realisierungs-
zeitraum vom Konzept im
Jahr 2000 bis zum In-Kraft-
Treten der Verordnung mit
1. Jänner 2008 zeigt, dass
sich eine solche umfassen-
de Reform nicht ohne ent-
sprechender Diskussions-
zeit umsetzen lässt. Als Re-
formverantwortlicher
braucht es entsprechende
Geduld und Überzeugung.

Wesentlich dabei ist,
dass durch ein entsprechen-
des inhaltlich überzeugen-
des Konzept die Diskussi-
onsprozesse sehr zielge-
richtet geführt werden um
das große Gesamtbild nicht
aus den Augen zu verlieren.

Befürworter und Visionä-
re in Politik und Verwal-
tung sind Voraussetzung
um sowohl den Diskussi-
onsprozess auf der Politik-
als auch auf Verwaltungs-
ebene entsprechend „am
köcheln“ zu halten.

Umfangreiche Diskussi-
ons- und Kommunikations-
prozesse mit Politikern, Ab-
teilungsleitern, der Perso-
nalvertretung und Mitarbei-
tern sind beim Verände-
rungsprozess ausschlagge-
bend für eine erfolgreiche
Umsetzung und das Mittra-
gen der Reform.

Durch die Schaffung von
strategischen Geschäftsfel-
dern mit dafür verantwortli-
chen Direktoren kommt die
oberösterreichischen Lan-
desverwaltung auf dem
Weg zu einer WOV einen
wesentlichen Schritt weiter.
Damit werden die Voraus-
setzungen für entsprechen-
de Zielfindungs-, Planungs-
und Steuerungsprozesse ge-
schaffen. In der nächsten
Legislaturperiode – 2009
bis 2015 – ist somit die Lan-
desverwaltung in der Lage,
abgestimmte Strategien und
Maßnahmen als Entschei-
dungsgrundlage der Politik
vorzulegen. ■

Die Pöstlingbergbahn ist ein Wahrzeichen von Linz, Kulturhauptstadt in 2009 – das neue Amt kommt schon 2008. Foto: apa

Dipl.-Ing. Daniela König
MBA in Public Manage-
ment, ist seit 2004 Mitar-
beiterin im Präsidium,
Mitwirkung und Leitung
von Reformprojekten wie
Qualitätsmanagement und
neue Amtsorganisation.

Dr. Eduard Pesendorfer ist
seit 1988 Landesamtsdi-
rektor von Oberösterreich
und seither Initiator der
Verwaltungsentwicklung
in der Landesverwaltung,
sowie Präsidiumsmitglied
des FIV. ■

■ Zu den Autoren
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Verletzung im Gleichheits-
recht durch neuerliche Ab-
weisung der Bewerbung der
Beschwerdeführerin um die
Leiterstelle an einer Volks-
schule in einem Ersatzbe-
scheid nach aufhebendem
Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes; objektive Will-
kür infolge bloßer Berück-
sichtigung der – auf Grund
der zu prüfenden Schulleiter-
bestellung – seither erworbe-
nen Leitungserfahrung der
Mitbewerberin (VfGH v.
14.6.2007, B966/06)

An keiner Stelle der Be-
gründung des bekämpften
Bescheides findet sich – ab-
gesehen von der behaupte-
ten „höher zu bewertenden
Leitungserfahrung“ – ein
Argument, das bei einer
vergleichenden Auseinan-
dersetzung der Qualifikatio-
nen der Mitbewerberin mit
jenen der Beschwerdeführe-
rin für die Mitbewerberin
spricht.

Zum einen setzt sich die
belangte Behörde nicht da-
mit auseinander, dass die
Beschwerdeführerin nicht
nur im Schuljahr
1998/1999 mit der Leitung
der Volksschule betraut
war, sondern auch im
Schuljahr 2002/2003, und
dass die Beschwerdeführe-
rin darüber hinaus für sich
ins Treffen führt, dass sie in
zehn Jahren als Stellvertre-
terin des Schulleiters we-
gen dessen schwerer Er-
krankung lange Zeit hin-
durch tatsächlich Leiter-
funktionen ausgeübt habe.
Zum anderen stellt die be-
langte Behörde bei der von
ihr zu treffenden Auswahl-
entscheidung einzig und al-
lein auf den „großen Erfah-
rungsvorsprung“ der Mitbe-
werberin gegenüber der Be-
schwerdeführerin ab, den
die Erstgenannte erst auf
Grund der hier auf ihre Ver-
fassungsmäßigkeit hin zu
prüfenden Schulleiterbe-
stellung erwerben konnte.

Damit führt die belangte
Behörde im vorliegenden
Fall die Rechtskontrolle des
Verfassungsgerichtshofes
geradezu ad absurdum.

Die Rechtsauffassung der
belangten Behörde zu Ende
gedacht, würde nämlich
selbst ein ursprünglich ver-
fassungswidriger Ernen-
nungsbescheid durch die in
Ausübung der Schulleitung
erworbene Leitungserfah-
rung nachträglich verfas-
sungsrechtlich „saniert“. Je
länger das Verfahren bis zu
einer ordnungsgemäßen Be-
endigung dauert, desto ge-
wichtiger würde der „Erfah-
rungsvorsprung“ der Mitbe-
werberin. Im Hinblick da-
rauf ist das Verhalten der
belangten Behörde bei der

Von Amtsgewalt und Animierdamen
Disziplinarkommission, OGH, VwGH und VfGH: Letztinstanzliche Entscheidungen zu Personalfragen bei Behörden

■ Auswahl aus der
heimischen
Rechtssprechung.

Von Rudolf Haschmann

Erlassung des bekämpften
Bescheides - zum einen we-
gen des Ignorierens eines
Parteivorbringens in einem
für die Entscheidung we-
sentlichen Punkt und zum
anderen wegen gehäuften
Verkennens der Rechtslage
– als objektiv willkürlich zu
qualifizieren.

Außerdienstliches Verhalten
als Dienstpflichtverletzung
(VwGH v. 14.6.2007,
2006/12/0169)

Der Umstand, „Beamter
zu sein“, rechtfertigt nicht
jeglichen Eingriff in private
Lebensverhältnisse dessel-
ben, sondern es muss bei
der Beurteilung des außer-
dienstlichen Verhaltens als
Dienstpflichtverletzung in
jedem Einzelfall eine Abwä-
gung zwischen dem (ge-
schützten) privaten Lebens-
bereich des Beamten und
seiner konkreten dienstli-
chen Aufgabenstellung vor-
genommen werden. In die-
sem Zusammenhang hat
die Disziplinaroberkommis-
sion auch ausgesprochen,
dass zwischenmenschliche
Kontakte zu einer – in der
Folge noch dazu ehemali-
gen – Animierdame, die
nicht die Intensität einer
Lebensgemeinschaft errei-
chen, im Sinne des durch
Art. 8 MRK verfassungsge-
setzlich gewährleisteten
Rechtes auf ein Privatleben
auch einem Exekutivbeam-
ten gestattet sein müssen.

Missbrauch der Amtsgewalt,
keine Jubiläumszuwendung
mangels Vorliegens treuer
Dienste (VwGH v. 25.5.2007,
2006/12/0147)

Der Beschwerdeführer
wurde rechtskräftig des
Verbrechens des Missbrau-
ches der Amtsgewalt nach
§ 302 Abs 1 StGB schuldig
erkannt. Dem Schuldspruch
zufolge hatte er als Leiter
einer Geschäftsabteilung
des Bezirksgerichtes für

Strafsachen, sohin als Be-
amter, mit dem Vorsatz,
den Staat in seinen Rechten
auf Ausschluss der kosten-
freien Erteilung von Strafre-
gisterauskünften an Privat-
personen und auf Verge-
bührung von Strafregister-
auskünften für Privatperso-
nen sowie X in seinem
Recht auf Geheimhaltung
seiner Vorstrafen zu schädi-
gen, seine Befugnisse, im
Namen des Bundes als des-
sen Organ in Vollziehung
der Gesetze Amtsgeschäfte
vorzunehmen, wissentlich
dadurch missbraucht, dass
er über Ersuchen des mit-
angeklagten Justizbeamten
eine Strafregisterauskunft
betreffend X unter Umge-
hung einer hierauf bezug-
habenden richterlichen Ver-
fügung für Privatzwecke
einholte. Das Fehlverhalten
des Beschwerdeführers,
welches zu einer Verurtei-
lung nach § 302 StGB ge-
führt hat – mag es auch nur
ein einmaliges gewesen
sein –, reicht ungeachtet
der im Rahmen einer Ge-
samtbetrachtung mitzube-
rücksichtigenden sonst er-
brachten positiven dienstli-
chen Leistungen aus, um
das Vorliegen „treuer
Dienste“ aus Anlass des
25-jährigen Dienstjubilä-
ums zu verneinen.

Gegen die durch das Budget-
begleitgesetz 2003 eingeführ-
te erstmalige Valorisierung
von Neupensionen ab 1. Jän-
ner des dem Stichtag zweit-
folgenden Kalenderjahres be-
stehen keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken (OGH
v. 26.7.2007, 10ObS86/07f)

Keine Bedenken, dass die
hier in Rede stehende fakti-
sche Kürzung des Pensions-
bezuges im Hinblick auf die
Intensität des Eingriffes in
die vom Kläger bis dahin
erworbene Pensionsanwart-
schaft aus der Sicht des
Gleichheitssatzes unzuläs-

sig wäre. So hielt der Ver-
fassungsgerichtshof bei-
spielsweise eine dauernde
Pensionskürzung von 1,4
Prozent bei stufenweisen
Inkrafttreten, eine Gehalts-
reduktion von etwa 1,5 Pro-
zent, eine Beitragserhöhung
um 3,4 Prozent und sogar
eine im Durchschnitt
12-prozentige Kürzung von
Beamtenpensionen als Fol-
ge einer Verringerung der
Bemessungsgrundlage bei
vorzeitiger Pensionierung
für geringfügig und damit
schon aus diesem Grunde
für verfassungsrechtlich
unbedenklich. Der Pensi-
onsentfall durch die mit
1. Jänner 2006 unterbliebe-
ne Pensionsanpassung be-
trug beim Kläger maximal
46,88 Euro monatlich (das
sind höchstens 2,5 Prozent)
und war daher im Sinne der
zitierten Rechtsprechung
des Verfassungsgerichtsho-
fes nicht derart intensiv,
dass er einen sachlich nicht
begründbaren Eingriff in
erworbene Rechtspositio-
nen bewirken würde. Im
Übrigen wird in der Lehre
ganz allgemein die Auffas-
sung vertreten, dass der Ge-
setzgeber auch nach öster-
reichischem Recht im Rah-
men seines rechtspoliti-
schen Gestaltungsspielrau-
mes eine Pensionsanpas-
sung für einzelne Jahre sis-
tieren kann.

Soweit der Revisionswer-
ber meint, es gebe keine
sachliche Rechtfertigung
für eine Differenzierung
zwischen „erstmaliger“ und
„fortgesetzter“ Pensionsan-
passung, ist ihm entgegen-
zuhalten, dass das Schutz-
bedürfnis der noch aktiven
Versicherten in der Regel
geringer ist als jenes der
Pensionisten, die ihre Pen-
sion im Vertrauen auf das
gesetzlich festgeschriebene
Leistungsniveau angetreten
haben und deren Möglich-
keiten, in der Pension auf
Kürzungen ihrer Pension
zu reagieren bestenfalls be-
schränkt, in den meisten
Fällen aber überhaupt nicht

vorhanden sind.
Schließlich ist nochmals

darauf hinzuweisen, dass
die vom Revisionswerber
als verfassungswidrig er-
achtete gesetzliche Bestim-
mung Teil eines mit der
Pensionsreform 2003 be-
schlossenen umfangreichen
Maßnahmenpaktes ist, wo-
durch die mittel- und lang-
fristige Sicherung der ge-
setzlichen Pensionen er-
reicht werden soll, und da-
her auch für GSVG- und
BSVG-Versicherte gleichlau-
tende Regelungen über die
Verschiebung der erstmali-
gen Valorisierung von Neu-
pensionen geschaffen wur-
den. Es liegt daher auch ei-
ne Ungleichbehandlung der
in den einzelnen Sozialver-
sicherungssystemen Versi-
cherten nicht vor.

Exekutivbeamter, außer-
dienstliches Verhalten,
Dienstbezug, Körperverlet-
zung, tätlicher Angriff auf
Lebensgefährtin, illegaler Er-
werb und unbefugter Besitz
von Kriegsmaterialien und
Sprengmitteln, rechtskräftige
strafgerichtliche und verwal-
tungsstrafbehördliche Verur-
teilungen, disziplinärer Über-
hang, nicht wiederherstellba-
res Vertrauensverhältnis,
Entlassung (DOK v.
27.1.2006, GZ
120/11-DOK/05)

Ein Exekutivbeamter, der
seiner Lebensgefährtin
durch Schläge gegen den
Kopf eine Körperverletzung
gemäß § 83 Abs. 1 StGB
vorsätzlich zufügt, verstößt
gerade gegen jene Rechts-
güter (Gesundheit, körperli-
che Integrität sowie Würde
von Menschen), die er auf-
grund seines Amtes eigent-
lich schützen sollte. Der Be-
schuldigte hat weiters
durch die ihm angelasteten
Verhaltensweisen des ille-
galen Erwerbs und der un-
berechtigten Lagerung der
genannten Waffen und

Sprengstoffe das ihm vom
Dienstgeber entgegenge-
brachte Vertrauen gröb-
lichst verletzt und gegen
seine ihm auferlegten
Dienstpflichten in schwerst
wiegender Weise verstoßen.
Die Bedeutung der Taten
des Beschuldigten ist im
vorliegenden Verfahren
nicht aus strafrechtlicher,
sondern aus disziplinärer
Sicht zu beurteilen. Die
Dienstpflichtverletzungen
erschöpfen sich in Anse-
hung der schweren Beein-
trächtigung des Vertrauens
somit nicht in der Verwirk-
lichung der gerichtlich bzw.
verwaltungsstrafbehördlich
strafbaren Tatbestände.

Der Beschuldigte hat
durch die Begehung des
Vergehens der vorsätzli-
chen Körperverletzung
nach § 83 Abs. 1 StGB und
des Vergehens nach dem
WaffG sowie der Verstöße
gegen das Schieß- und
Sprengmittelgesetz vor al-
lem im Hinblick auf seinen
Beruf als Exekutivbeamter
und auf die damit verbun-
dene Verpflichtung, alle
Rechtsgüter (insbesondere
die körperliche Integrität
anderer) zu schützen, ge-
gen seine ihm auferlegten
Dienstpflichten in gravie-
rendster Weise verstoßen
und das Vertrauen der
Dienstbehörde schwerstens
missbraucht und absolut
zerstört.

Dies vor allem deshalb,
weil es zum Kernbereich
der Aufgaben jedes Exeku-
tivbeamten gehört, jedwe-
den Verstoß gegen strafge-
setzliche Vorschriften zu
verhindern beziehungswei-
se aufzuklären, wozu zwei-
fellos auch die vom Be-
schuldigten begangenen
Delikte zählen.

Im Hinblick auf Art und
Schwere (den Unrechtsge-
halt) der begangenen mehr-
fachen Dienstpflichtverlet-
zungen kommt insgesamt
eine andere Disziplinarstra-
fe als jene der Entlassung
von vornherein nicht in Be-
tracht, weshalb alle mögli-
cherweise gegebenen Mil-
derungsgründe dahinste-
hen. ■

Bei Exekutivbeamten ist außerdienstliche kriminelle Gewaltanwendung ein absoluter Entlassungsgrund. Foto: sxc

Mag. Rudolf Haschmann,
Referatsleiter in der Le-
gistik zum Dienst- und
Pensionsrecht in der
Sektion III des BKA, hat
die hier abgedruckten
Rechtsentscheidungen
zusammengestellt. ■

■ Zum Autor

§ Verfassungs-
gerichtshof

§ Verwaltungs-
gerichtshof

§ Oberster
Gerichtshof

§ Disziplinar-
Kommission
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Wien. Ausgangspunkt für
die Verwaltungsqualitätsof-
fensive der Bundesregie-
rung ist das Regierungspro-
gramm. Im 2. Kapitel unter
dem Punkt „Verstärkte Bür-
gerorientierung“ werden als
wichtigste Ziele einer mo-
dernen Verwaltung ge-
nannt:

●  ein hohes Tempo der
Verwaltungsabläufe,

●  die Wahrung der
Rechtssicherheit sowie

●  Effizienz und KundIn-
nenorientierung.

Dazu werden Standards
für Erledigungen sowie die
Anwendung von Qualitäts-
normen gefordert. Aus-
gangspunkt dafür ist die
Kundensicht. Beispiele wä-
ren die Dauer eines Verfah-
rens (von der Antragstel-
lung bis zur Erteilung oder
Untersagung einer Bewilli-
gung) oder die Rechtmäßig-
keit eines Bescheids.

In einem Ministerratsvor-
trag vom 14. März 2007, al-
so rasch nach Ernennung
der neuen Regierung, wur-
de die Grundlage für die
Umsetzung der Verwal-
tungsqualitätsoffensive ge-
schaffen. Neben dem Ab-
schluss des VIP-3 (3. Ver-
waltungsinnovationspro-
gramm) und der Fortset-
zung der Service-im-Bund-
Projekte stehen neue Pro-
jekte im Vordergrund. Die
Ressorts wurden aufgefor-
dert, bis zu drei Reformpro-
jekte vorzuschlagen, die so-
wohl eine Verbesserung der
Leistungsqualität als auch
einen konkreten Einspa-
rungseffekt bewirken.

In den Projektvereinba-
rungen werden unter ande-
rem die Ziele und Projekte
beschrieben, die Meilenstei-
ne angeführt, der Nutzen
für BürgerInnen und Wirt-
schaft dargestellt und das
Einsparungspotenzial so-
weit möglich beziffert. Die-
se Daten werden in einer

Verwaltungsqualitätsoffensive VQO
Die Verwaltungsmodernisierung geht rasch voran, Wettbewerbe stärken dabei den Team- und Innovationsgeist

■ Qualitätsoffensive
der Bundesregierung.
■ Service im Bund
und Abschluss des
VIP-3.
■ 40 neue Projekte.

Von Elisabeth Dearing,
Michael Kallinger
und Sandra Kastenmeier

Datenbank geführt. Der je-
weilige Umsetzungsstand
wird einem halbjährlichen
Monitoring unterzogen und
an den Ministerrat berichtet
werden.

Als zahlenmäßige
Schwerpunkte unter den
Projekten haben sich E-Go-
vernment und die Flexi-
klausel heraus kristallisiert.

E-Government bleibt
einer der Schwerpunkte
Bei den E-Government-Pro-
jekten, beispielsweise beim
Ausbau der elektronischen
Zustellung, besteht die He-
rausforderung darin, dass
die technische Umsetzung
nur ein Teil der Gesamtlö-
sung ist. Für die BürgerIn-
nen sollte ein klarer Vorteil
erkennbar sein, der von Sei-
ten der Verwaltung in pro-
fessioneller Weise kommu-
niziert wird.

Der Sinn der Flexiklausel
besteht darin, dass diese
Einheiten durch eigene Ide-
en und in eigener Verant-
wortung die in der Verord-
nung gesetzten Ziele, so-
wohl inhaltlich als auch fi-
nanziell, erreichen. Sieben
neue Dienststellen werden
mit 1.1.2008 die Flexiklau-
sel einführen. Darunter
sind vier Schulen, zwei aus
dem Bereich BMLFUW, die
Heeresunteroffiziersakade-
mie und die Verwaltungs-
akademie des Bundes. Ob
es auch brauchbare Erfah-
rungen für die traditionel-
len Schulen gibt bleibt ab-
zuwarten. Bei der Flexiklau-
sel wird den Einheiten eine
relativ große Freiheit ge-
währt, die durch Controllin-
strumente vierteljährlich
überprüft wird.

Am 25. September 2007
fand auf Einladung von
Frau Staatssekretärin Sil-
havy das 1. Treffen der
FachsektionschefInnen
statt. Damit startete die Um-
setzung der rund 40 Projek-
te im Rahmen des Pro-
gramms Verwaltungsquali-
tätsoffensive. Am
24.10.2007 fand die 1. Sit-
zung zur Koordinierung der
VQO-ProjektleiterInnen
statt, Ende des Jahres wird
der Fortschritt and den Mi-
nisterrat berichtet werden.

Die Bezirkshauptmann-
schaften vollziehen Bundes-
recht und bieten eine breite
Leistungspalette an. Unter

der Organisationshoheit des
Landes finden gemeinsame
Strategiebildungen und ein
Austausch nur innerhalb
der Bundesländer statt. Ein
bundesländerübergreifen-
der Kontakt findet kaum
statt. Dies ergibt eine teil-
weise sehr unterschiedliche
Vollzugspraxis, die Antrag-
stellerInnen unterschied-
lich behandelt, je nachdem,
in welchem Bundesland der
Antrag gestellt wird.

In Graz: 3. Konferenz
der Bezirkshauptleute
Am 20. und 21 November
hat in Graz die bisher 3.
österreichweite BH-Konfe-
renz stattgefunden. Im Re-
gierungsprogramm ist die
Einführung von Qualitäts-
standards vorgesehen, die
BHs als direkte Kontaktstel-
le für die BürgerInnen sind
unmittelbar davon betrof-
fen. Die Konferenz soll ei-
nen positiven Impuls set-
zen, um das Bewusstsein
für die Notwendigkeit von
gemeinsamen Qualitäts-
standards auf BH-Ebene zu
fördern und das Lernen
voneinander auch über
Bundesländergrenzen hin-
weg voranzutreiben. Ziel-
gruppe sind alle Bezirks-
hauptleute, die Magistrats-
direktorInnen und die Äm-
ter der Landesregierungen
Österreichs.

Erster European Public
Sector Award: EPSA
Der „European Public
Sector Award“ (EPSA) ist
ein europäischer Verwal-
tungspreis, den die Bertels-
mann Stiftung, die Deut-
sche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften
Speyer und die European
Group of Public Administra-
tion (Brüssel) heuer als eu-
ropaweiten Nachfolgewett-
bewerb zum Internationa-
len Speyerer Qualitätswett-
bewerb (ISQW) ins Leben
gerufen haben. Der EPSA
hat zum Ziel, Verwaltungen
in ganz Europa zu motivie-
ren, Ihre Modernisierungs-
projekte auf den Prüfstand
zu stellen, sich auszutau-
schen und gemeinsam den
Modernisierungsprozess
voranzutreiben.

Im ersten Jahr des EPSA-
Awards liegt der Fokus auf
drei hoch aktuellen The-
menbereichen zu denen

320 Bewerbungen öffentli-
cher Verwaltungen aus 28
Ländern eingelangt sind:

1. Gemeinsam Handeln -
herausragende Beispiele
der Kooperation und ge-
meinsamer Entscheidungs-
findung, in denen die Bür-
gerInnen nachhaltig einge-
bunden sind

2. Mehrwert schaffen
mit knappen Mitteln – inno-
vative Wege und Methoden,
mit denen die Effizienz und
Effektivität der Aufgabener-
füllung nachhaltig gestei-
gert wurde

3. Den demografischen
Wandel steuern -erfolgrei-
che Lösungsansätze, die
diesen Wandel proaktiv und
nachhaltig steuern

Österreich an zweiter
Stelle bei Bewerbungen
Mit der erfreulichen Bewer-
bungszahl von 35 deckt
Österreich 10,7 Prozent der
EPSA-Bewerbungen ab und
liegt damit in der Rangreihe
der teilnehmenden Länder
an zweiter Stelle.

Mitte Oktober 2007 hat
schließlich eine Jury inter-
nationaler ExpertInnen ent-
schieden, welche Projekte
eine Auszeichnung erhalten.

Insgesamt wurden sechs
Hauptpreise vergeben. Der
deutsche Landkreis Osna-
brück erhält einen Preis für
seine beispielgebenden Ini-
tiativen im Umgang mit
dem demographischen
Wandel. Alle Projekte zu
diesem Thema sind in den
strategischen Planungspro-
zess und das Finanzmana-
gement des Kreises einge-

bunden. Die Stadt Umeå
(Schweden) wird für ihren
Ansatz ausgezeichnet, Kin-
dern und Jugendlichen den
Zugang zu Kultur zu er-
leichtern. Zudem hat die Bi-
bliothek der Stadt neue We-
ge beschritten, um sehbe-
hinderte Menschen einzu-
gliedern.

Roma den Zugang zur
Verwaltung ermöglichen
Die Präfektur von Bukarest
(Rumänien) wird für ihre
Verdienste, den Roma einen
effektiven Zugang zu Ver-
waltungsdienstleistungen
aller Art zu ermöglichen,
geehrt. Die Zentrale Daten-
bank der sozialen Sicher-
heit in Belgien erhält einen
Preis für ihren Reorganisa-
tionsprozess. Seit der Um-
strukturierung bietet sie ei-
nen effektiven Service mit
einem Minimum an büro-
kratischen Formalitäten
und Kosten.

Die Polizei in Lancashire
(Großbritannien) hat ein
Verfahren entwickelt, das
es den Einsatzbeamten er-
möglicht, die Anwesen-
heitszeiten auf der Polizei-
station drastisch zu redu-
zieren und länger vor Ort
im Einsatz zu sein. Feuer-
wehr und Rettungsdienst in
Manchester (Großbritan-
nien) erhalten eine Ehrung
für ihr zukunftsweisendes
Personalmanagement, das
Kosten in erheblichem Um-
fang reduziert und die
Dienstleistungsqualität er-
höht hat.

Darüber hinaus wurden
rund 60 Verwaltungen für

ihre Modernisierungserfol-
ge mit einem Diplom ge-
würdigt. Fünf Verwaltun-
gen aus Österreich erhiel-
ten ein Diplom.

Fünf Diplome für
heimische Verwaltungen
● Amt der Vorarlberger
Landesregierung, Büro für
Zukunftsfragen:

Nachhaltige Verwal-
tungsmodernisierung, För-
derung von bürgerschaftli-
chem Engagement im Sinne
von „Good Governance“

● Finanzministerium:
Projekt „FinanzOnline
2007“: e-Government Platt-
form der Finanzverwaltung
für BürgerInnen und Unter-
nehmen („Amtsweg per
Mausklick“)

● Justizanstalt Sonnberg:
Erfolgreiche organisati-

ons- und aufgabenbezogene
Finanzplanung im Rahmen
der Flexibilisierungsklau-
sel, Entwicklung eines
marktbezogenen Dienstleis-
tungsangebotes

● Magistrat der Stadt
Wien, Stadtentwicklung
und Stadtplanung:

Projekt „sALTo - gut und
selbstbestimmt älter wer-
den im Stadtteil“

● Land Oberösterreich,
Familienreferat: Projekt „El-
ternbildungsgutscheine“:
eine innovative Form der
Familienförderung mit
punktgenauer Erreichung
der Zielgruppen. ■

Nähere Informationen zu den Ge-
winnerprojekten sowie das Pro-
gramm des Kongresses finden Sie
auf der offiziellen EPSA Homepa-
ge: www.eps-award.eu

Der EPSA-Award ist der Nachfolgewettbewerb für den Speyer Qualtitätspreis.

Dr. Elisabeth Dearing ist
Leiterin der BKA-Abteilung
„Verwaltungsreform“, Mit-
glied im Public Governance
Committee der OECD sowie
FIV-Präsidiumsmitglied.

Mag. Michael Kallinger ist
stv. Leiter der Abteilung
Verwaltungsentwicklung,
betreut und vertritt Öster-
reich bei der EU-Innovative
Public Service Group.

Sandra Kastenmeier, Refe-
rentin in der Abteilung
Verwaltungsentwicklung,
ist zuständig für die Berei-
che Innovatorennetzwerke
in den Bundesländern. ■

■ Zu den Autoren

■ Am 29. November
im Schloss Laudon.

Nationaler CAF-Tag 2007

Wien. (ed, mk) Die Weiter-
verbreitung des Common
Assessment Frameworks
CAF in Österreichs Verwal-
tungen trägt zur Verbesse-
rung der Leistungsqualität
bei. Der CAF ist ein leicht
anwendbares Selbstbewer-
tungsinstrument für die
Verwaltungen in Europa,
das Stärken und Schwächen
einer Organisation deutlich
macht und Entwicklungspo-

tenziale aufzeigt. Ob seiner
europaweiten Anwendung,
bietet der CAF eine gute Ba-
sis für ein vergleichendes
Lernen voneinander über
Landesgrenzen hinweg.

In Österreich gibt es der-
zeit 45 registrierte CAF-
User. Unterstützt wird der
Erfahrungsaustausch und
die Weiterverbreitung des
CAF durch eine Plattform
im Internet (siehe unten.)

Am 29. November 2007
veranstaltet das BKA im
Schloss Laudon den 2.
Österreichischen „CAF-Tag

2007“. Neben nationalen
und internationalen Beiträ-
gen werden Workshops und
Diskussionsrunden auch die
Möglichkeit bieten eigene
Anliegen einzubringen. An-
meldung und Information
bei Frau Nehyba (marti-
na.nehyba@bka.gv.at). ■
Nähere Informationen zum CAF
finden Sie im Internet unter
www.bundeskanzleramt.gv.at/ver-
waltungsinnovation beziehungs-
weise auch auf der Homepage des
KDZ unter www.kdz.or.at.
Plattform: http://sektio-
niii.bka.gv.at/verwaltungsreform/
forum/forumdisplay.php?fid=55
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Wien. Am 9. Oktober wur-
den die heurigen Amtsma-
nagerpreise in festlichem
Rahmen verliehen. Damit
spannt sich der Bogen von
der ersten Verleihung im Ju-
ni 1997 bis heute über zehn
Wettbewerbe. Dieser Beitrag
zieht eine Bilanz.

Seit zehn Jahren präsen-
tiert der Amtsmanager-Wett-
bewerb Personen und Pro-
jekte, die eines verbindet:
das Bemühen, die Verwal-
tung effizienter, moderner,
schlanker und kundenorien-
tierter zu machen. Viel hat
sich in dieser Zeit in und au-
ßerhalb der Verwaltung ver-
ändert.

Ein Kulminationspunkt
der erhöhten Aufmerksam-
keit dieses Themas in der
Politik und in der Gesell-
schaft war die Erlassung des
Verwaltungsreformgesetzes
2002. Viel mehr als die Ge-
setzgebung je bewirken hät-
te können, veränderte sich
die Verwaltung aber von in-
nen heraus, durch Organisa-
tionsentwicklung, ein neues
Leitbild und ein neues
Selbstverständnis.

Ohne diesen Kulturwan-
del hätte der Amtsmanager
keinen Nährboden gefun-
den. Gleichzeitig war er aber
auch Katalysator und Multi-
plikator der Verwaltungsre-
form von innen, indem er
vorhandene Reformkräfte
stärkte und viele Personen
animierte, es ihnen gleich-
zutun.

Am Anfang von den Etab-
lierten eher kritisch beäugt,
genießt der Amtsmanager
heute in der österrei-
chischen Verwaltung Aner-
kennung und Ansehen. So
erfüllt er heute genau jene
Funktionen, die die Urheber
ihm zugedacht haben: Inno-
vative Menschen in der Ver-
waltung anregen, ihr Wis-
sen und ihre Kreativität ein-
zusetzen, um Prozesse und
Strukturen an heutige und
zukünftige Erfordernisse an-
zupassen, Antiquiertes über
Bord zu werfen, die Produk-
tivität und Kosteneffizienz
der Verwaltung an Bench-
marks zu messen und wei-
terzuentwickeln, die Bezie-
hungen zur Außenwelt nicht
mehr obrigkeitlich sondern
kundenorientiert zu begrei-
fen.

Rund 1650 Projekte
Im Laufe von zehn Jahren
wurden 1645 Projekte ein-
gereicht und 130 ausge-
zeichnet. Im Jubiläumsjahr
stiegen die Einreichungen
auf die Rekordzahl 231. Da
unter den Einreichern im-
mer mehr die Teams vor-
herrschten und diese oft aus
einer Vielzahl von Personen
bestehen, ist die Zahl der
Personen, die sich im Rah-

Amtsmanager: Denken in Benchmarks
Zum Jubiläum ist Zeit, Bilanz zu ziehen: 10 Jahre Amtsmanager bedeuten 10 Jahre Verwaltungsreform von innen

■ Ohne Kulturwandel
hätte Amtsmanager
keinen Nährboden.
■ Bundesbehörden
haben aufgeholt.

Von Stephan Schwarzer

men des Amtsmanagers mit
konkreten Maßnahmen der
Verwaltungsinnovation aus-
einander setzten, mittlerwei-
le bei einigen Tausenden an-
zusetzen. Eine derartige
Kombination von Breiten-
wirkung und Zielgruppen-
durchdringung erreicht ein
Projektwettbewerb nur sel-
ten. Dominierten etwa bis
2003 die Bezirks- und Lan-
desbehörden, so konnten die
Bundes- und die Gemeinde-
behörden in den beiden letz-
ten Jahren kräftig aufholen.
Dazu trugen die neuen
Preiskategorien E-Govern-
ment (ab 2005) für den
Bund und kommunales Ver-
waltungsmanagement (ab
2006) für die Gemeinden
maßgeblich bei.

Bund hinkt hinterher
Die Verteilung der Preisträ-
ger der Amtsmanager-Wett-
bewerbe 1997-2007 zwi-
schen dem Bund und den
Ländern weist eine deutli-
che Vorreiterrolle der Bun-
desländer Oberösterreich
(21,5 Prozent) und Nieder-
österreich (20 Prozent) aus.
Die Steiermark und Wien
liegen bei rund 13 Prozent
und 15 Prozent.

Der Bund selbst hinkt mit
einem Anteil von 7 Prozent
immer noch hinterher.

Die Gemeinden stellen
mittlerweile bereits ein
Fünftel der Preisträger. Die-
se Verteilung spiegelt grosso
modo die Relationen bei den
Projekteinreichungen wider.

Einige Beobachtungen
springen bei Betrachtung
der Auswertungen sogleich
ins Auge. Immer stärker
geht der Trend zu den Pro-
jekten von Teams. Groß-
teams mit 20 oder 30 invol-
vierten Personen sind keine
Seltenheit. Am Anfang über-
wogen die Projekte von Ein-
zelpersonen oder Klein-
teams.

Relativ rasch wich die dis-
tanzierte Haltung des Ver-
waltungsapparats einer in-

tensiven Beteiligung der Be-
hörden auf Landes- und Be-
zirksebene, die auch von of-
fizieller Seite kommunikativ
unterstützt wurde. Bottom-
up und top-down Partizipati-
on ergänzen heute einander.

Etwas länger dauerte die-
ser Annäherungsprozess bei
den Bundesbehörden, die in
den letzten Jahren bei den
Preisträgern ihren Rück-
stand weitgehend wettge-
macht haben. Immerhin
stellten sie im heurigen Be-
werb schon ein Drittel der
Preisträger.

Diese Öffnung kann als
sehr wesentlicher Erfolgs-
faktor gesehen werden. Das
Denken in Benchmarks, die
Bereitschaft, aus Verwal-
tungskunden-Sicht zu den-
ken, die Einsicht, dass die
Verwaltung auch ein Faktor
des Wirtschaftsstandorts ist,
haben Gewicht bekommen.

Im Grunde lassen sich die
mehr als 1600 eingereichten
Projekte auf wenige Typen
zurückführen: Es geht zu-
meist um eine Standardisie-
rung von Abläufen, um lö-
sungsorientiertes Handeln,
kundengerechte Informati-
onsaufbereitung, Nutzung
der elektronischen Kommu-
nikationstechnologien und
das Arbeiten und Denken
mit Benchmarks.

Vorlagen für Verhand-
lungsschriften und Auffor-
derungen an Sachverständi-
ge, aber auch vorformulierte
Musterauflagen verringern
den Aufwand der Redaktion
des Schriftsatzes in jedem
Einzelfall. Mustergültig da-
für waren die Projekte der
BH Grieskirchen und des
Magistrats Linz (Modulares
Verfahren).

Die Verfahrensbausteine
sind fixe Bestandteile des
Verfahrensmanagements bei
Anlagengenehmigungen ge-
worden. Der frühere „Fla-
schenhals“ für die Ausferti-
gung von Schriftstücken in
den Schreibstuben ist damit
auch hinfällig.

Autowracks verursachen
großen Verfahrensaufwand,
wenn ihre Entsorgung nach
abfallrechtlichen Vorschrif-
ten durchzusetzen ist. Die
BH Mattersburg wählte ei-
nen unkonventionellen An-
satz: Sie bot den Wrackbesit-
zern kundengerecht die Ent-
sorgung durch professionel-
le Abfallsammelbetriebe an,
von der die Besitzer nach Er-
läuterung der Entsorgungs-
verpflichtung Gebrauch
machten. In Kärnten organi-
sierte die BH St. Veit an der
Glan Kooperationen zwi-
schen Mobiltelefonbetrei-
bern zur gemeinsamen Be-
nutzung von Sendemasten
und reduzierte so die Zahl
der zu genehmigenden Mas-
ten erheblich.

Die konkreten Verpflich-
tungen aufgrund von
Rechtsvorschriften zu erken-
nen, ist häufig auch für be-
mühte Verantwortliche in
Betrieben nicht ganz leicht.
Behörden können sich und
den Betrieben Aufwand er-
sparen, wenn sie ihnen er-
klären, was sie konkret zu
tun haben. Dazu gibt es
elektronische Mittel, oder –
in komplexeren Fällen – In-
formationsveranstaltungen.
Prämierte Projekte betrafen
etwa das Gefahrgutrecht
und das Abfallrecht. Das In-
ternet-Portal in Serbisch,
Türkisch und anderen Spra-
chen hilft den Menschen bei
der Planung ihrer Behörden-
wege. Überall gesellt sich
zum Kundendienst ein mas-
siver Verwaltungsentlas-
tungseffekt.

Nutzung der IKT
Die meisten Amtsmanager-
projekte haben irgendwo
auch eine IKT-Komponente,
aber viele sind reine IKT-
Projekte. Elektronische Ak-
tenführung und Dokumen-
tenverwaltung, die Rechtsin-
formationssysteme des Bun-
des und der Länder, die
elektronische Abwicklung
von Vorschreibungen und

des Zahlungsverkehrs zei-
gen, welche enormen Pro-
duktivitätsgewinne in die-
sem Bereich möglich sind.

Zu diesem Ansatz gehört
auch die elektronische Er-
fassung und Verknüpfung
von raumbezogenen Daten.
Seien es Baustellen, unterir-
dische Kanalanlagen oder
Raumplanungen aller Art,
die IKT verringern den Auf-
wand für Behörden und Pri-
vate.

Arbeit mit Benchmarks
Erst in den späten Jahren
befassen sich Amtsmanager-
projekte mit Produktivitäts-
kennzahlen. Es ist von gro-
ßem Interesse, „Produkti-
onsvorgänge“ der Behörden
unter diesem Gesichtspunkt
unter die Lupe zu nehmen.
Hier erst wird das kreative
Potenzial, das bei dezentra-
len Produktverantwortlichen
wirkt, systematisch er-
schlossen. Was kostet ein
Reisepass in der Leistungs-
erbringung, wie viele Tage
benötigen Betriebsanlagen-
genehmigungen – das sind
typische Fragestellungen für
Kennzahlvergleiche zwi-
schen Bezirksbehörden ei-
nes Bundeslandes (und ist
im Betriebsanlagenvollzug
schon fast Standard gewor-
den) oder auch über Landes-
grenzen hinweg (so das
2006 ausgezeichnete Projekt
der Bezirkshauptmann-
schaften von Zell am See, Ei-
senstadt-Umgebung und
Rohrbach).

Aus Anlass des zehnjähri-
gen Jubiläums wurden heu-
er auch Jubiläumspreise für
die Amtsmanager des Jahr-
zehnts vergeben.

„Back to the roots“ wür-
digten sie einzelne Persön-
lichkeiten, die in einem au-
ßerordentlichen Ausmaß
über ihre Kompetenzberei-
che hinaus nachhaltig für
die Verwaltungsinnovation
gewirkt haben. Josef Öberse-
der ist der Grieskirchner
Pionier des modernen Ver-

fahrensmanagements. Auch
wenn seine Ergebnisse im-
mer noch unerreicht sind,
hat sein Beitrag doch zwi-
schen Boden- und Neusied-
lersee einen ungeheuren
Aufholprozess ausgelöst.
Werner Brandtner hat in
Vorarlberg sehr früh eine
Landeslösung eingeführt,
die sich auf ein systemati-
sches Monitoring der Ver-
fahrensdauern stützte. Der
niederösterreichische Ver-
kehrsplaner Friedrich Zi-
buschka wird für sein Ge-
samtwerk einer bürgerna-
hen effizienten Verkehrsver-
waltung geehrt, die regelmä-
ßig mit Problemstellungen
konfrontiert sind, die der be-
rühmten Quadratur des
Kreises gleichen.

Die dennoch gute Akzep-
tanz seiner Entscheidungen
ist einer Symbiose von
Sach-, Organisations- und
Sozialkompetenz zu verdan-
ken, die aus dem jahrzehn-
telangen Dialog mit Stake-
holdern und Betroffenen vor
Ort gewachsen ist.

Die zehn Jahre haben ge-
zeigt, dass die Verwaltung
ein unerschöpfliches Reser-
voir an Innovationen birgt.
Bei vielen Dienstleistungen
der Verwaltung für die Wirt-
schaft und die Bürger liegen
zwischen dem antiquierten
und dem heutigem Stil
„Lichtjahre“.

Das kreative Potenzial,
das in der Verwaltung
steckt, zu aktivieren, war
das vornehmste Ergebnis
des zehnjährigen Amtsma-
nager-Zyklus.

Die zum Jubiläum im
Manz Verlag erschienene
Festschrift „Verwaltungsre-
form von innen“ von Univer-
sitäts-Dozent Dr. Stephan
Schwarzer enthält wissen-
schaftliche Beiträge zur Ver-
waltungsreform (Rudolf
Bretschneider, Peter Obern-
dorfer und Eduard Pesendor-
fer, Hans Pitlik und Ulrich
Zellenberg), genauso wie es-
sayistische Annäherungen
an den Komplex Verwaltung
aus verschiedenen Blickwin-
keln (unter anderem von
Walter Barfuß, Gisela Hopf-
müller, Christoph Kotanko,
Fritz Neugebauer, Wilhelm
Plauder und Jens Tschebull),
sowie eine ausführliche Ern-
tebilanz aus Sicht des Ver-
anstalters (Anna Maria
Hochhauser), Karikaturen
von Ulrich Chmel und die
Ehrentafel der Preisträger
von 1997 bis 2007. ■

Wirtschaftskammer-Präsident Christoph Leitl bei seiner Festansprache zum Jubiläum. Foto: wko

Univ.-Doz. Dr. Stephan
Schwarzer ist WKÖ-Abtei-
lungsleiter für Umwelt-
und Energiepolitik. ■

■ Zum Autor
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Wien. Im Jahr 2004 belie-
fen sich die Bildungsausga-
ben in Österreich auf 5,5
Prozent des Bruttoinlands-
produktes (BIP). In Finn-
land beliefen sich die Bil-
dungsausgaben im gleichen
Zeitraum auf 5,1 Prozent
des BIP. Im sogenannten Pi-
sa-Ranking 2003 befindet
sich Finnland auf Platz 1,
Österreich auf Platz 18.

Wie kann man sich die
Ergebnisse der Pisa-Studie
erklären – das fragen sich
seit der Veröffentlichung
der Ergebnisse hierzulande
die Bildungsexperten. Liegt
es an der Ausbildung der
Lehrer oder am System der
Gesamtschule? Vielleicht
auch daran, dass finnische
Kinder erst mit sieben Jah-
ren eingeschult werden und
mehr Zeit für das Kindsein
haben? Reicht es schon aus,
das eine oder andere Kon-
zept zu übernehmen oder
bildet erst die Gesamtheit
des Systems die Grundlage
für seinen Erfolg?

Fragen und Gründe ge-
nug auch für die in der
österreichischen Schulver-
waltung tätigen Juristen,
sich abseits von Schulmo-
dellen und Lehrplänen mit
den Strukturen zu beschäf-
tigen, die hinter diesem Er-
gebnis stehen. Eine von der
Österreichischen Gesell-
schaft für Schule und Recht
organisierte Studienreise
im Oktober 2007 bot Anlass
dazu, sich vor Ort mit dem
Thema zu beschäftigen.

Was einem Verwaltungs-
juristen sofort ins Auge
springt ist, dass die Finnen
nicht nur autonome Ge-
samtschulen haben, son-
dern vor allem ein Schul-
management, das sich stark
am New Public Manage-
ment orientiert und in dem
funktionierendes Control-
ling eine wesentliche Rolle
spielt. Das bescheidene Ziel
der Finnen dabei ist, die
weltbeste Schulbildung an-
zubieten.

Verwaltungsstrukturen
und Schulträgerschaft
Gemeinsam mit dem Unter-
richtsministerium arbeitet
das Finnische Zentralamt
für Unterrichtswesen an
der Entwicklung von Zielen,
Inhalten und Methoden der
einzelnen Bildungsberei-
che. In diesem Zentralamt
ist die gesamte Steuerungs-
kompetenz vereint. Neben
der Erstellung der Ziele er-
folgt hier auch die Evaluie-
rung, die bis hin zu einer

Denn sie wissen genau was sie tun:
Das finnische Schulmanagement

Die Schulinspektoren haben sich selber aufgelöst und ein offizielles Ranking um die besten Plätze gibt es nicht

■ Schulen als
Beispiel für New
Public Management.
■ Öffentliche Aus-
schreibung nur, wenn
sich Kollegen nicht
einigen können.

Von Michael Fuchs-Robetin

zentralen Beurteilung aller
Maturaarbeiten führt. Re-
gionale Interessen werden
durch eigene Abteilungen
für Bildung und Kultur in
jeder der sechs finnischen
Provinzen sicher gestellt.
Die lokale Verwaltung der
Schulen obliegt den Kom-
munen. Diese legen den
Umfang der Schulautonomie
fest und sind dabei gesetz-
lich verpflichtet, für „guten“
Unterricht zu sorgen.

Schulautonomie und
Selbstverständnis
Chef der Schule ist der Di-
rektor. Er verwaltet das
Budget und ist nur der
Kommune gegenüber ver-
antwortlich. An den besich-
tigten Schulen war zu er-
fahren, dass der Direktor al-
leine über die Aufnahme
der Lehrer entscheidet. Im
Zentralamt für Unterrichts-
wesen und an der Universi-
tät geht man allerdings da-
von aus, dass der Direktor
in einem Gremium aus
Kommune und Schulpart-
nern mitwirkt. Offensicht-
lich gehen auch in Finnland
die Vorstellungen über Sein
und Sollen auseinander.
Unbestritten ist jedoch,
dass der Direktor uneinge-
schränkte Autorität im Kol-
legium genießt und auch
aus diesem Kreis gewählt
wird. Eine öffentliche Aus-
schreibung des Direktors-
postens findet nur statt,
wenn sich die Lehrerschaft
nicht auf einen Kollegen ei-
nigen kann oder sich nie-
mand findet.

Oberste Gebote im finni-
schen Schulsystem bilden
das Recht auf Bildung und
die Bildungsgleichheit. Man
versteht darunter die Ge-
währleistung von gleichen
Bildungsmöglichkeiten für
alle Bürger, unabhängig
von Alter, Wohnort, wirt-
schaftlicher Situation, Ge-
schlecht oder Mutterspra-
che. Aus diesen Prinzipien

heraus sind Vor-Primarstu-
fenunterricht, Grundunter-
richt (Gesamtschule 1. bis
9. Schulstufe) und Unter-
richt an der Sekundarstufe
II kostenlos.

Kostenlos ist aber nicht
nur der Unterricht selbst,
sondern auch soziale Leis-
tungen, wie ärztliche, zahn-
ärztliche und psychologi-
sche Betreuung. Ebenso
wird allen Schülern ein kos-
tenloses Mittagessen zur
Verfügung gestellt. Das Un-
terrichtsmaterial und die
Schulbücher sind im Vor-
schulunterricht und im
Grundunterricht ebenfalls
kostenlos.

Bildung der Schüler ist
Bringschuld der Lehrer
Alle Schüler haben ein
Recht auf Bildung. Schüler,
die dem normalen Unter-
richt, aus welchem Grund
auch immer nicht folgen
können, haben Anspruch
auf Förderunterricht. Diese
Schüler werden in kleine-
ren Gruppen zusammenge-
fasst, wobei für jeden ein-
zelnen Schüler ein Sonder-
unterrichtsplan erstellt wer-
den muss.

Auch die Bewertung ist
Teil der täglichen Unter-
richtsarbeit. Mindestens
einmal pro Schuljahr wird
zu jedem Schüler ein Be-
richt erstellt. Der Lehrer ist
verantwortlich, die gesamte
Klasse auf ein gewisses Ni-
veau zu bringen. Plakativ
gesprochen wird die Bil-
dung der Schüler als Bring-
schuld der Lehrer angese-
hen.

Die Frage „Woher kommt
das finnische Modell?“ wird
in Finnland unterschiedlich
beantwortet. Als Antwort
bekommt man unter der
finnischen Lehrerschaft
meist entweder „Schweden“
oder die „DDR“ zu hören, je
nachdem, ob der Befragte
eher ein Kritiker am Sys-
tem ist oder nicht. Die glei-

che Frage an einen Exper-
ten wie Rainer Domisch
(Counselor of Education am
Finnischen Zentralamt für
Unterrichtswesen) gestellt,
bringt folgendes zu Tage.
Als Vorbild diente von An-
fang an das schwedische
Modell. Man wollte dieses
allerdings nicht eins zu
eins kopieren und so sah
man sich auch in vielen an-
deren Ländern nach Model-
len um. So „natürlich“ auch
in der DDR, die für die frü-
hen 70er Jahre ein vorbild-
haftes Schulsystem hatte.

Vor der endgültigen Ein-
führung des finnischen Ge-
samtschulsystems ließ man
sich Zeit für umfangreiche
Vorbereitungsarbeiten, so
sammelte man ungefähr
vier Jahre lang – für viele
Experten eine zu kurze Zeit
– Daten und stellte Verglei-
che mit anderen Staaten an.
Die Evaluierung dieser Da-
ten spielte dabei von An-
fang an eine große Rolle.

Das finnische Schulsys-
tem rühmt sich selbst mit
bestausgebildeten Lehrern.
„Ein Lehrer muss ein For-
scher sein, der versteht wie
Kinder lernen.“, meinte et-
wa der finnische Bildungs-
experte und Direktor des
Instituts für Angewandte
Erziehungswissenschaften
der Universität Helsinki,
Matti Meri.

Evaluierung spielt auch
bei der Lehrerausbildung
die zentrale Rolle. Jeder
Lehrer bekommt neben sei-
ner fachlichen Ausbildung
das Rüstzeug zur Selbsteva-
luierung.

Die Ausbildung erfolgt
ausschließlich an der Uni-
versität, wobei alle Lehr-
amtsstudien an einer einzi-
gen Fakultät zusammenge-
fasst sind. Kindergartenleh-
rer schließen mit einem Ba-
chelor ab, die übrigen Leh-
rer mit einem Master-Grad.

Klassenlehrer, der Stufen
1 bis 6 erwerben so den

akademischen Grad „Mas-
ter of Education“, Fachleh-
rer der höheren Klassen
den Master-Grad im jeweili-
gen Unterrichtsfach sowie
in Pädagogik. Im Berufsbil-
denden Schulwesen wird
neben der höchstmöglichen
Qualifikation im eigenen
Fachbereich und einer min-
destens 3-jährigen Berufs-
erfahrung der Abschluss ei-
nes Pädagogikstudiums vo-
rausgesetzt.

Nur zehn Prozent
werden genommen
Die Berufung als Lehrer al-
leine reicht in Finnland
noch nicht aus, ein solcher
zu werden. An der Universi-
tät werden nur so viele ge-
eignete Studierende aufge-
nommen und ausgebildet,
wie auch tatsächlich benö-
tigt werden. Dabei wird
selbstverständlich berück-
sichtigt, dass einige absprin-
gen und andere wiederum
in der Privatwirtschaft un-
terkommen, da sie dort hö-
here Gehälter erwarten.

Vor der Aufnahme an der
Universität gilt es daher ein
Assessmentverfahren über
sich ergehen zu lassen, bei
dem von ungefähr 1000 Be-
werbern nur 100 zum Stu-
dium zugelassen werden.

Die zentrale Rolle der
Schulaufsicht spielt das Fin-
nische Zentralamt für Un-
terrichtswesen. Dieses ist,
wie bereits ausgeführt, als
oberste Steuerungsinstanz
angesiedelt. Für einen
Österreicher geradezu revo-
lutionär anmutend, gibt es
in Finnland keine Schulin-
spektoren und somit auch
keine Schulinspektionen.
Bestechend daran, dass sich
die Schulinspektoren, laut
Rainer Domisch, selbst auf-
gelöst haben, da sie in ihrer
Tätigkeit keinen Sinn mehr
gesehen haben. Noch beste-
chender mutet allerdings
das System der Evaluierung
an, das an die Stelle der

Schulinspektion getreten
ist. Jährlich findet an einem
Fünftel aller Schulen eine
Überprüfung der Schüler-
leistungen statt, begleitet
von einer Evaluierung der
pädagogischen Arbeit. Es
gibt kein festes Rad, son-
dern die Schulen werden
zufällig unter Beachtung ei-
ner repräsentativen Zusam-
menstellung ausgewählt. Es
wird allerdings darauf ge-
achtet, dass jede Schule
rund alle fünf Jahre darun-
ter ist. Aus den Ergebnissen
wird ein gesamtfinnischer
Durchschnitt errechnet, der
veröffentlicht wird und mit
dem jede Schule ihr eigenes
Ergebnis vergleichen kann.
Ein Ranking gibt es offiziell
nicht, da dies nicht mit der
Bildungsgleichheit verein-
bar wäre. (Ein Credo im fin-
nischen Schulsystem ist,
dass es keine Eliteschulen
geben soll. Es darf an dieser
Stelle auch angemerkt wer-
den, dass in Finnland aus
diesem Grund kaum Privat-
schulen existieren.)

Von finnischen Direkto-
ren kann man allerdings er-
fahren, dass benachbarte
Schulen durchaus miteinan-
der konkurrieren und ihre
Ergebnisse austauschen.

Alle Schulen haben aller-
dings eine gemeinsame
„Hürde“, die es zu bezwin-
gen gilt. Am Ende jeder
Schullaufbahn in der Se-
kundarstufe II steht die Na-
tionale Reifeprüfung. Diese
„Zentralmatura“ wird nicht
nur vom Zentralamt für Un-
terrichtswesen erstellt, son-
dern von diesem auch kor-
rigiert und bewertet. So ste-
hen Lehrer und Schüler bis
zum Ende als Teamplayer
zueinander. ■
Quellen und weitere
Informationen:
Finnisches Zentralamt für Unter-
richtswesen, www.oph.fi
Universität Helsinki, Faculty of
Behavioural science,
www.helsinki.fi/behav

„Ein Lehrer muss ein Forscher sein, der versteht, wie Kinder lernen“, meint ein finnischer Bildungsexperte. Foto: photos.com
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